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Urban Improvement Districts:  
Neue Modelle eigentümerfinanzierter Quartiersentwicklung

Mit der Studie „Untersuchung von Business 
Improvement Districts (BIDs) in Bezug auf 
Möglichkeiten und Grenzen einer Übertrag-
barkeit auf innerstädtische Geschäftsquar-
tiere in Nordrhein-Westfalen“ von Mario 
Bloem begann 2001 in Deutschland die Dis-
kussion um einen neuen Ansatz der eigen-
tümerfinanzierten Quartiersentwicklung, 
zunächst nur bezogen auf Geschäftsstraßen 
und Einzelhandelsstandorte. Inzwischen 
haben die Bundesländer Hamburg, Hessen, 
Bremen, Schleswig-Holstein und das Saar-
land die erforderlichen landesgesetzlichen 
Grundlagen geschaffen, um den Kommunen 
die Möglichkeit zu geben, das aus Nordame-
rika importierte BID-Modell umzusetzen. 
Nachdem die „Entdecker“ dieses Ansatzes 
in Nordrhein-Westfalen lange gezögert ha-
ben, eine Rechtsgrundlage für eine alle Ei-
gentümer eines Gebietes einbeziehende 
Zahlung zu schaffen und stattdessen auf 
freiwillige – und durch Fördermittel unter-
stützte – Immobilien- und Standortgemein-
schaften (ISG) gesetzt haben, wird nun auch 
im bevölkerungsreichsten Bundesland eine 
Rechtsgrundlage geschaffen, die sich am 
BID-Modell orientiert (MBV, 2007).

Während in der Praxis noch allererste Erfah-
rungen mit den durchaus verschiedenen 
BID-Ansätzen in den Bundesländern und 
den jeweiligen örtlichen Rahmenbedin-
gungen gesammelt werden, wird bereits 
eine Ausweitung des Ansatzes der Impro-
vement Districts über die Geschäftsbezirke 
hinaus, insbesondere auf Wohn- und Misch-
gebiete propagiert. So fordert der Verband 
der Wohnungswirtschaft Rheinland-Westfa-
len (2006) ausdrücklich die Einführung von 
Housing Improvement Districts (HID), und 

in Hamburg, das schon bei der Einführung 
von BID in Deutschland Vorreiter war, ist 
am 1. Januar 2008 das Gesetz zur Stärkung 
von Wohnquartieren durch private Initiati-
ven in Kraft getreten. Rechtlich ist es mit der 
jüngsten Novellierung des BauGB, die 2007 
in Kraft getreten ist, aufgrund der Öffnungs-
klausel in Paragraph 171 f (Private Initiativen 
zur Stadtentwicklung) möglich geworden, 
landesrechtliche Regelungen für private 
Initiativen in der Stadt- und Quartiersent-
wicklung zu treffen. Zumindest in Teilen der 
Politik, der Immobilienwirtschaft sowie der 
Stadtentwickler und -erneuerer trifft der 
Ansatz der Improvement Districts auf große 
Zustimmung. Andere wiederum machen 
Bedenken gegenüber dem Zwangsinstru-
ment geltend, so zum Beispiel die Landesre-
gierungen von Bayern, Baden-Württemberg 
und Berlin wie auch die Mehrheit der Haus- 
und Grundeigentümerverbände.

Die verschiedenen in Deutschland diskutier-
ten oder in der Umsetzung befindlichen Mo-
delle von BID und HID, die hier zusammen-
fassend als Urban Improvement Districts be-
zeichnet werden, beruhen alle im Kern auf 
den selben Grundprinzipien: Private Akteure 
erarbeiten ein Maßnahmen- und Finanzie-
rungskonzept zur Gebietsentwicklung und 
stellen es bei den Eigentümern zur Abstim-
mung. Wenn nicht mehr als ein bestimmter 
Prozentsatz aller im betroffenen Gebiet an-
sässigen Eigentümer (in Hamburg sind dies 
bei den BID 30 %) diesem Antrag ausdrück-
lich widerspricht, kann die Gemeinde das 
Gebiet per Verordnung zu einem Verbesse-
rungs- oder Innovationsgebiet (Improve-
ment District) erklären. Damit werden alle (!) 
Eigentümer zur Zahlung einer vorher nach 
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der Resultate durch die Nutzung örtlicher 
Kenntnisse und lokalen Engagements. Dass 
sich nun Akteure ohne staatliche Initiative 
gebietsbezogen eigenständig organisieren, 
Maßnahmen selbst entwickeln, gestalten 
und diese auch finanzieren – im Sinne einer 
Stadterneuerung und -entwicklung also, 
die tatsächlich privat und „von unten“ initi-
iert und gesteuert wird –, ist neu.

Aus dem Grundsatz der Eigeninitiative und 
Selbstorganisation bei den Improvement 
Districts ergibt sich ein verändertes Verhält-
nis der lokalen Akteure zur öffentlichen Ver-
waltung bzw. zum Staat. Zum einen setzt 
der Staat seine hoheitlichen Instrumente 
hier nicht ein, um bestimmte Ziele zu ver-
wirklichen, auf Missstände zu reagieren oder 
Standards und Normen zu sichern, sondern 
um die lokale Selbsthilfe zu unterstützen. 
Zugespitzt formuliert: Der Staat unterstützt 
mit diesem Modell die „Entstaatlichung“ 
der gesellschaftlichen Entwicklung auf der 
lokal-nachbarschaftlichen Ebene. Zum an-
deren wird – nach einer Phase der öffent-
lichen „Entwicklungshilfe“, die erforderlich 
ist, um tragfähige Strukturen für Improve-
ment Districts aufzubauen – die öffentliche 
Verwaltung vom Fürsorger oder Animateur 
der Akteure wie in der klassischen Stadter-
neuerung zum Partner eigenständig han-
delnder Akteure im Gebiet. Denn in vielen 
Bereichen, die für das Leben im Quartier 
von Bedeutung und einer Gestaltung zu-
gänglich sind, z. B. die Straßen, Wege und 
Plätze, die Parkplätze und Grünflächen oder 
die sozialen Einrichtungen, ist der Staat 
bzw. die Kommune entweder verantwort-
licher Träger oder er hat zumindest einen 
gewichtigen Einfluss. Dem auf diesen Feld-
ern in unterschiedlichen Zuständigkeiten 
fragmentierten Staat kann in den Improve-
ment Districts nunmehr ein bürgerschaft-
lich organisierter „Geschäftspartner“ gegen-
übertreten. Wie bereits in der klassischen 
Stadterneuerung vielfach diskutiert, sind 
daher auch für Improvement Districts neue 

Höhe und Zweckbestimmung definierten 
Abgabe verpflichtet. Mit diesen finanziellen 
Mitteln führt ein von den Initiatoren aus-
gewählter Aufgabenträger auf Grundlage 
eines öffentlich-rechtlichen Vertrages mit 
der Kommune die vereinbarten Maßnah-
men durch. Die Laufzeit der Verbesserungs-
gebiete ist begrenzt. Bei den BID beträgt sie 
i.d.R. bis zu fünf Jahre mit der Option einer 
Verlängerung. Ein Improvement District ist 
also ein Instrument zur Förderung der pri-
vaten Initiative, um städtebauliche und wei-
tere Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung 
eines begrenzten Gebietes zu organisieren, 
zu koordinieren und vor allem durch alle 
begünstigten Eigentümer zu finanzieren.

Mit dem Modell der Improvement Districts 
werden verschiedene, zum Teil grundsätz-
liche Fragen der Stadtentwicklung aufge-
worfen. Der Idee nach ist dieser nordame-
rikanische Ansatz einer der Eigeninitiative 
und Selbstorganisation der örtlichen Ak-
teure. Angesprochen sind vor allem die Im-
mobilieneigentümer, aber auch Gewerbe-
treibende, Wohnungsmieter und Vertreter 
von sozialen Einrichtungen können – und 
sollten – in diesen Ansatz eingebunden 
werden. Zwar ist die jüngere Geschichte der 
Stadterneuerung, zuletzt das Bund-Länder-
Programm „Soziale Stadt“, davon geprägt, 
dass das Engagement, die Unterstützung 
und die Vernetzung der betroffenen Ak-
teure in den Quartieren im Mittelpunkt 
stehen. An eine gebietsbezogene Selbstor-
ganisation, bei der die Grundeigentümer 
eine zentrale Rolle spielen, wurde aller-
dings bislang eher nicht gedacht. Die Stad-
terneuerung steht in Deutschland – und in 
Westeuropa – eher in einer Tradition der 
hoheitlichen Fürsorge und Regulierung, in 
der der Staat – also Bund, Länder und Kom-
munen – den Rahmen und die Richtung der 
Maßnahmen im Grundsatz bestimmt, und 
diese im Wesentlichen auch finanziert. Die 
Beteiligung in den Quartieren dient bisher 
doch eher der Steigerung der Akzeptanz, 
verbunden mit einer Qualitätsverbesserung 
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wicklung und Stadterneuerung breit geführt 
wird. Gegenüber dieser oft sehr abstrakt ge-
führten Diskussion (vgl. Krüger, 2007) sind 
die Improvement Districts ein sehr konkreter 
Ausdruck des Wandels vom hoheitlichen 
zum kooperativen Staat. In Deutschland be-
finden wir uns noch in einer „frühen Phase“ 
dieser Innovation, die große Gestaltungs-
möglichkeiten bietet, um die zukünftige Ent-
wicklung auf die „richtigen“ Gleise zu lenken.

Vor diesem Hintergrund werden in diesem 
Beitrag zunächst die sich verändernden 
Rahmenbedingungen und Herausforde-
rungen der Quartiersentwicklung ebenso 
wie die bislang existierenden Strategien 
und Instrumente der Quartiersentwicklung 
kurz skizziert. Nach der Darstellung dieser 
Grundlagen wird das Modell der Urban Im-
provement Districts, also vor allem Business 
und Housing Improvement Districts, aus-
führlich beschrieben und grundlegend er-
läutert. Im abschließenden Teil werden die 
Schnittstellen und Abgrenzungen zur ho-
heitlichen Städtebauförderung aufgezeigt, 
bevor die potenziellen Chancen und Risiken 
dieses neuen Modells erläutert werden. 
Hierbei muss berücksichtigt werden, dass 
es zum jetzigen Zeitpunkt noch keine prak-
tischen Erfahrungen mit der Anwendung 
des Modells auf andere Gebiete als Ge-
schäftsstraßen gibt und auch hier erst we-
nige Erkenntnisse aus der Praxis in Deutsch-
land vorliegen. Vor diesem Hintergrund will 
dieser Beitrag neben einer einführenden 
grundlegenden Darstellung des Modells die 
Förderung privater Initiativen in der Stadt-
entwicklung kritisch bewerten.

Rahmenbedingungen der  
Quartiersentwicklung im Wandel 

Die Rahmenbedingen der gesellschaft-
lichen Entwicklungen in Deutschland ver-
ändern sich absehbar erheblich, was sich 
insbesondere in der Stadtentwicklung und 
der Entwicklung der städtischen Quartiere 

Formen der Koordination des Handelns der 
öffentlichen Akteure erforderlich.

Das Modell bietet erhebliche Chancen und 
Potenziale für die Stadtentwicklung, zum 
Beispiel der Prävention von negativen Ent-
wicklungen in (noch) stabilen Bestands-
quartieren oder der Nachsorge von hoheit-
lich initiierten und öffentlich geförderten 
Erneuerungsprojekten. Neben solchen 
neuen Möglichkeiten einer Verbesserung 
der Effizienz der Stadterneuerung bietet 
der Ansatz auch das Potenzial, eine stabi-
le Grundlage für neue Formen und Felder 
bürgerschaftlichen Engagements in Nach-
barschaften und Quartieren zu schaffen. Es 
bestehen allerdings auch Risiken bei der Er-
möglichung dieser Form von privaten Initi-
ativen. Wenn keine Vorkehrungen getroffen 
werden, könnten einzelne Eigentümer Maß-
nahmen zu Lasten anderer Eigentümer oder 
der Stadt durchsetzen, sie könnten Mieter 
oder Gewerbetreibende unverhältnismä-
ßig belasten oder gar verdrängen. Ebenso 
ist vorstellbar, dass sich die Lebensverhält-
nisse zwischen Quartieren, die sich auf der 
Basis eines Improvement Districts mit en-
gagierten Akteuren gut organisiert haben, 
zu solchen, in denen die Voraussetzungen 
ungünstig sind und es nicht zu einer Zu-
sammenarbeit kommt, nach einiger Zeit er-
kennbar unterscheiden. Darüber hinaus be-
steht in Teilen der Wohnungswirtschaft die 
Befürchtung, dass sich der Staat zulasten 
der Eigentümer und unter dem Verweis auf 
die Möglichkeit, sich selbst zu organisieren, 
aus Aufgabenbereichen der Daseinsfürsor-
ge zurückziehen könnte, z. B. im Bereich der 
Sicherheit und Sauberkeit, aber ggf. auch im 
Bereich der sozialen Einrichtungen und bei 
Maßnahmen in benachteiligten Quartieren.

Die Diskussion um die Einführung von Im-
provement Districts hat deutliche Bezü-
ge zur „Governance“-Debatte (vgl. Schup-
pert, 2007), d. h. einem veränderten Ver-
hältnis der gesellschaftlichen Akteure, die 
im Bereich der Regionalplanung, Stadtent-
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wie den Selbstnutzern ‑ vor allem in Quar-
tieren und Stadtregionen mit ungünstiger 
ökonomischer Entwicklung. Diese mit wei-
tem Abstand größte Gruppe von Eigentü-
mern – sie stellen in den Großstädten zwei 
Drittel des gesamten Wohnungsbestandes 
– unterscheidet sich vor dem Hintergrund 
einer zunehmenden Differenzierung von 
Erträgen und Wertentwicklungen von Im-
mobilien zunehmend im Hinblick auf ihr 
Bewirtschaftungs- und Investitionsverhal-
ten. Das Verhalten dieser großen Gruppe 
der privaten Vermieter und Eigentümer wird 
heterogener und weniger kalkulierbar. Ihre 
Einbindung in Strategien der Quartiersent-
wicklung gestaltet sich als sehr schwierig 
und gelingt nur selten (BMVBS/BBR, 2007b). 
Durch die Privatisierung großer Wohnungs-
bestände und ganzer Unternehmen verlie-
ren viele Kommunen zudem ihre vertrauten 
Partner in der Quartiersentwicklung und so-
mit Einflussmöglichkeiten auf die Bestands-
entwicklung (Kreutz, 2007).

Zunehmende Differenzierungen, Polarisie-
rungen und Belastungen für die Quartiere 
treffen also zusammen mit einem tenden-
ziellen Rückgang öffentlicher Interventi-
onen und Förderungen sowie mit einer 
wachsenden Differenzierung bei den Immo-
bilieneigentümern. Während die Probleme 
deutlich ansteigen, verringern sich struktu-
rell die Möglichkeiten der Kommunen, die 
Entwicklung der Quartiere direkt oder indi-
rekt positiv zu beeinflussen. Vor diesem Hin-
tergrund fordern Vertreter der großen Woh-
nungsunternehmen, etwa der Verband der 
Wohnungswirtschaft Rheinland-Westfalen 
VdW, die Bildung „strategischer Allianzen zur 
Verbesserung der Wohn- und Lebensquali-
tät“ mit „Beteiligung aller Akteure in einem 
zu revitalisierenden Gebiet an den Kosten 
und Nutzen“. Der Verband fordert daher in 
seinen wohnungspolitischen Thesen ent-
sprechende gesetzliche Regelungen zur 
„beschleunigten Realisierung von Standort-
gemeinschaften“ (VdW, 2006:22f ). Auch der 
Bundesverband deutscher Wohnungs- und 

niederschlägt. Die sozio-ökonomischen 
Veränderungen sind vor allem geprägt von 
einer fortschreitenden Globalisierung der 
Märkte, höheren Anforderungen an die 
Qualifikationen und die Mobilität, nach-
haltigen Veränderungen des Altersaufbaus 
der Bevölkerung, einer großen Vielfalt von 
Lebensstilen und Haushaltstypen, einer 
starken Zuwanderung sowie einer zuneh-
menden Öffnung der Einkommensschere 
mit wachsender struktureller Armut. Diese 
vielfältigen, tiefgreifenden und sich schnell 
vollziehenden übergeordneten Verände-
rungen werden auf der städtischen Ebene, 
zwischen den Quartieren und in ihnen zu 
verstärkten sozial-ökonomischen Polarisie-
rungen führen.

Zugleich sind wir auch auf der Ebene der 
Quartiere mit erheblichen Veränderungen 
konfrontiert. Die Kommunen und andere 
Träger haben aufgrund der Knappheit öf-
fentlicher Mittel ihre Aktivitäten im städte-
baulichen, sozialen und kulturellen Bereich 
in den vergangenen Jahren insgesamt zu-
rückgefahren. Eine Trendwende ist nicht zu 
erwarten. Diese tendenzielle Rücknahme öf-
fentlicher Interventionen und Förderungen 
trifft zusammen mit erheblichen Verände-
rungen auf dem Immobilienmarkt, wodurch 
die Rahmenbedingungen der Quartiersent-
wicklung mittelfristig erheblich beeinflusst 
werden. Hierzu gehört der Verkauf von ehe-
mals bundes- oder landeseigenen sowie 
kommunalen Wohnungsunternehmen und 
-beständen. Um die Erträge zu steigern, wer-
den die neuen Eigentümer ihre Bewirtschaf-
tungsstrategien verändern, Einzelprivatisie-
rungen durchführen oder gar selbst zum 
Handelsgegenstand werden. Damit werden 
die Eigentumsstrukturen sowie die Interes-
sen und das Verhalten der Eigentümer in 
diesen Beständen tendenziell ausdifferen-
zierter und instabiler (BMVBS/BBR, 2007a). 
Eine ähnliche Entwicklung zeichnet sich 
bei den übrigen Eigentümern von Immobi-
lien in Bestandsgebieten ab, insbesondere 
den kleinen und „Amateurvermietern“ so-
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le, 2006:76). Mit dem Wandel von hoheit-
lichen zu kooperativen Planungsprozessen 
wird dabei das Ziel höherer Effektivität und 
Nachhaltigkeit der Strategien und Maß-
nahmen verbunden. Gleichzeitig gewinnt 
die Stärkung bürgerschaftlicher Initiativen 
an Bedeutung. Sie ist daher auch bereits 
erklärtes Ziel verschiedener programma-
tischer Ansätze, z. B. des Bund-Länder-Pro-
gramms „Soziale Stadt“. Erforderlich ist je-
doch eine Verbreiterung des bürgerschaft-
lichen Engagements in der Stadtentwick-
lung unter Einbeziehung der Eigentümer. 
Und hierfür können die hier diskutierten 
Ansätze der Improvement Districts neue 
Perspektiven eröffnen. So schreibt Kersten 
im Blick auf die BID: „Das Urban Gover-
nance-Konzept BID bedarf der hoheitlichen 
Gebietsfestsetzung und der hoheitlichen 
Zwangsabgabe. Es kann sich also – in den 
Worten von Fritz Scharpf – nur im „Schatten 
der Hierarchie“ entfalten. Vice versa kommt 
die kommunale Selbstverwaltung – also Go-
vernment – aufgrund von Steuerungsdefizi-
ten und leeren Kassen nicht ohne das Enga-

Immobilienunternehmen GdW formuliert: 
„Von dem neuen gesetzlichen Instrument 
zur verbindlicheren Gestaltung privater Ini-
tiativen (§ 171f BauGB) kann ein Impuls für 
die Erneuerung innerstädtischer Gebiete mit 
kleinteiliger Eigentümerstruktur erwartet 
werden. Diese Gebiete haben aus Sicht der 
Kommunen in der Regel hohe Priorität, ihr 
Erneuerungsprozess schreitet jedoch häufig 
nur schleppend voran aufgrund der Schwie-
rigkeiten, alle Eigentümer zu abgestimmtem 
Handeln zu motivieren“ (GdW, 2007:2).

Angesichts dieser Herausforderungen stellt 
sich die Frage nach den Handlungsmöglich-
keiten der öffentlichen Hand in der Stadt-
entwicklung. Hierbei geht es vor allem um 
eine veränderte Rolle der kommunalen 
Akteure angesichts der Erosion staatlicher 
und kommunaler Handlungsmacht. Vor die-
sem Hintergrund sieht bspw. Klaus Selle die 
Kommunen „als Akteur unter anderen, aber 
mit besonderen Aufgaben und einer Rolle, 
in der sich hoheitliche, koordinierende und 
kooperierende Funktionen mischen“ (Sel-

Abb. 1	 Überblick über Verfahren der Quartiersentwicklung (Quelle: eigene Darstellung)
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öffentliche Fördermittel zur Verfügung ge-
stellt werden. Auch wenn die Gebietsak-
teure in unterschiedlicher Form in diesen 
Programmen beteiligt werden und durch 
öffentliche Investitionen privates Engage-
ment und Folgeinvestitionen gefördert wer-
den sollen, liegt die Verantwortung für die 
Initiierung, die Durchführung der Verfahren 
und die Finanzierung im Wesentlichen bei 
der öffentlichen Hand. Zudem handelt es 
sich um reaktive Strategien. Denn um eine 
Sanierung oder Stadtumbaumaßnahme 
durchzuführen, müssen gravierende städ-
tebauliche und funktionale Mängel im 
Gebiet vorliegen. Der Schwerpunkt in der 
Durchführung liegt auf investiven baulich-
räumlichen Maßnahmen, auch wenn die 
Stärkung bürgerschaftlichen Engagements 
im Sinne integrierter Stadtteilentwicklung 
zunehmend an Bedeutung gewinnt. Dauer-
hafte Managementaufgaben können über 
diese Programme jedoch nicht finanziert 
werden. Auch die Verstetigung von Maß-
nahmen und Strukturen nach Abschluss der 
öffentlichen Förderung bleibt eine bislang 
nur unbefriedigend gelöste Aufgabe, denn 
die Gebiete erfahren nach Beendigung der 
Fördermaßnahmen keine Nachsorge.

Mit Ausnahme der Sanierungsgebiete trägt 
die öffentliche Hand die Kosten der ho-
heitlich gesteuerten Verfahren der Stadter-
neuerung und des Stadtumbaus alleine. In 
förmlich festgesetzten Sanierungsgebieten 
werden die Grundeigentümer durch die 
Abschöpfung sanierungsbedingter Wert-
steigerungen von Grundstücken am Ende 
des Verfahrens durch die Erhebung von 
Ausgleichsbeiträgen (§ 154 BauGB) an den 
Kosten beteiligt. Das Modell der Improve-
ment Districts dreht diese Reihenfolge qua-
si um und legt die verpflichtende Zahlung 
der Eigentümer an den Beginn des Verfah-
rens. Das bedeutet, die Eigentümer müs-
sen zunächst bezahlen, um hierdurch die 
Durchführung von Maßnahmen zur Qua-
litätsverbesserung zu finanzieren, die un-
ter Umständen eine Bodenwertsteigerung 

gement von vernetzten privaten Akteuren 
– also ohne Governance-Struktur – aus, um 
eine nachhaltige Standortpolitik in den In-
nenstädten und Stadtteilen zu gestalten“ 
(Kersten, 2007:124).

Bestehende Strategien und  
Instrumente der Quartiersentwicklung

Bevor das neue Modell der Urban Impro-
vement Districts näher erläutert wird, wird 
hier zunächst die Vielzahl von Strategien 
und Instrumenten der Quartiersentwick-
lung, die sowohl von der öffentlichen Hand 
als auch von den Wohnungseigentümern 
eingesetzt werden, kurz dargestellt (vgl. 
Abbildung 1). Hierbei kann zwischen ho-
heitlich gesteuerten Verfahren, privaten Ini
tiativen der freiwilligen Eigentümerkoope-
ration und Mischformen hoheitlich-privater 
Zusammenarbeit im Sinne von Public-Pri-
vate-Partnership (PPP) unterschieden wer-
den. Aus dieser Übersicht werden sowohl 
die Schnittstellen zu dem neuen Ansatz als 
auch die Bedarfe für eine neue Grundlage 
zur verbindlicheren Aktivierung von Eigen-
tümern deutlich.

Hoheitlich gesteuerte Verfahren

Hoheitlich initiiert und gesteuert sind vor 
allem die Programme nach dem Besonde-
ren Städtebaurecht des Baugesetzbuches 
(BauGB): Städtebauliche Sanierungsmaß-
nahmen (§ 136 ff BauGB), Erhaltungssat-
zungen und städtebauliche Gebote (§ 172 ff 
BauGB), das Bund-Länder-Programm für 
Stadtteile mit besonderem Entwicklungs-
bedarf – die Soziale Stadt (§ 171 e BauGB) 
sowie die Stadtumbau-Programme für Ost- 
und Westdeutschland (§ 171 a-d BauGB). 
Gemeinsam ist diesen Instrumenten, dass 
sie „top down“ initiiert und gesteuert wer-
den, also von den Gemeinden und Bun-
desländern ausgelöst werden. Es handelt 
sich um zeitlich befristete Interventionen 
in städtischen „Problemgebieten“, für die 
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gebieten. Hier tragen einzelne Eigentümer 
die Kosten einer Rückbaumaßnahme allei-
ne, während andere Eigentümer von der 
Marktbereinigung durch den Abbruch von 
Wohnraum profitieren können. Zu Proble-
men kommt es auch bei schwierigen Eigen-
tumsverhältnissen, wenn z. B. eine Vielzahl 
von privaten Einzeleigentümern im Gebiet 
vorhanden ist oder wenn große Wohnungs-
bestände nach einem Verkauf den Besitzer 
wechseln und sich neue Kommunikations- 
und Kooperationsstrukturen noch nicht eta-
bliert haben. Auch die Zersplitterung der Ei-
gentümerstruktur durch den Einzelverkauf 
ehemals zusammenhängender Wohnungs-
bestände erschwert die Situation. Unter 
diesen Umständen ist eine Bereitschaft der 
privaten Akteure zur abgestimmten Zusam-
menarbeit und gemeinsamen finanziellen 
Verpflichtung für die Gebietsentwicklung 
auf freiwilliger Basis kaum zu erreichen.

Mischformen hoheitlich-privater Zusammenarbeit

Ein noch relativ neues Modell für die Misch-
formen hoheitlich-privater Zusammen-
arbeit im Sinne von PPP sind die Koope-
rationsverträge zwischen Gemeinde und 
Wohnungseigentümern, die nach dem Bun-
desgesetz über die soziale Wohnraumförde-
rung, dem so genannten Wohnraumförde
rungsgesetz (§ 14 f. WoFG), möglich sind. 
Auf dieser gesetzlichen Grundlage hat bei-
spielsweise die Hansestadt Lübeck in 2006 
einen umfassenden Kooperationsvertrag 
mit dem Lübecker gemeinnützigen Bau-
verein eG und der Investitionsbank Schles-
wig-Holstein geschlossen. Hierin sind u. a. 
die Übernahme von Pflegemaßnahmen im 
öffentlichen Grün, die Einrichtung und der 
Betrieb von Nachbarschaftstreffs sowie die 
Realisierung von Infrastrukturmaßnahmen 
zur Steigerung der Attraktivität der Stadt-
teile durch das Wohnungsunternehmen 
vereinbart worden. Im Gegenzug wurde 
eine Flexibilisierung der öffentlichen Wohn-
raumförderung zugesagt. In diesem Modell 
übernimmt somit ein Eigentümer allein ei-

erwarten lassen. Entscheidend ist hierbei, 
dass die Eigentümer in den Improvement 
Districts selber die Initiative ergreifen müs-
sen und selber über Art und Umfang der 
Maßnahmen entscheiden können.

Private Initiativen der  
freiwilligen Eigentümerkooperation

In vielen Gebieten, auch außerhalb der ge-
nannten hoheitlichen Programme, finden 
sich heute schon private Initiativen der Ei-
gentümerkooperation. Hier arbeiten vor 
allem Wohnungsgesellschaften auf freiwil-
liger und informeller Basis zusammen, um 
gemeinsam etwas für die Attraktivität der 
Standorte ihrer Immobilien zu tun. Dies sind 
in der Regel kommunale Wohnungsgesell-
schaften oder Genossenschaften, können 
aber auch freie Wohnungsunternehmen 
sein. Schwierigkeiten und Grenzen dieser 
informellen Kooperationen ergeben sich je-
doch häufig aus der „Trittbrettfahrer“-Men-
talität einiger Eigentümer – insbesondere 
von kleinen privaten Eigentümern. Diese 
profitieren von Initiativen, Investitionen 
und Maßnahmen Anderer, ohne sich selber 
an den Kosten zu beteiligen bzw. entspre-
chende Lasten zu tragen. Die möglichen 
Gründe für dieses Verhalten sind vielfältig – 
neben einem grundsätzlichen Desinteresse 
kann auch die mangelnde Professionalität 
oder die geringe Finanzkraft der Eigentü-
mer Ursache für die mangelnde Beteiligung 
sein. Hierdurch kann sich eine Abwärts-
spirale der Gebietsentwicklung noch ver-
stärken, wie z. B. in den Pilotgebieten des 
Stadtumbau West beobachtet worden ist: 
„Die heterogene Eigentümerstruktur und 
die problematische Einnahmesituation von 
Immobilienbesitzern verstärken die städte-
baulichen Missstände in von privaten Eigen-
tümern geprägten Stadtumbau-Quartieren 
und erschweren Aufwertungsbemühungen 
erheblich“ (BMVBS/BBR, 2007b:17).

Ebenso problematisch ist das sogenannte 
„prisoner‘s dilemma“ z. B. in Stadtumbau-
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ist, wurde von Seiten des Bundes durch ei-
ne Länderöffnungsklausel die rechtliche 
Grundlage für „private Initiativen zur Stadt
entwicklung“ und die Festlegung von so 
genannten Innovationsbereichen geschaf-
fen. Der neue Paragraph 171 f BauGB im 
Besonderen Städtebaurecht regelt entspre-
chend die Rahmenbedingungen für private 
Initiativen zur „Stärkung oder Entwicklung 
von Bereichen der Innenstädte, Stadtteil-
zentren, Wohnquartiere und Gewerbezen-
tren sowie von sonstigen für die städtebau-
liche Entwicklung bedeutsamen Bereichen“, 
die auf der Ebene der Länder entsprechend 
spezifiziert werden müssen.

Der Bundestag begründet diese Öffnungs-
klausel mit dem „stadtentwicklungspoli-
tischen Ziel der Stärkung privater Initiativen 
(…).“ Dabei wird ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass das gewünschte private Enga-
gement nicht wie in den BID auf innerstäd-
tische Geschäftsbereiche beschränkt sein 
sollte. „Private Initiativen können z. B. auch in 
Wohnquartieren Aufwertungsmaßnahmen 
leisten, die z. B. die Einrichtung von Kinder-
spielplätzen, Umgestaltung von Eingangs-
bereichen und Tiefgaragen aber auch nicht-
bauliche Maßnahmen, wie die Schaffung von 
Angeboten für Jugendliche, die Organisati-
on gemeinschaftlicher Hausmeisterdienste 
etc. betreffen“ (Deutscher Bundestag, 2006).

Die Einzelheiten einer gesetzlichen Rege-
lung bleiben den Ländern vorbehalten, „z. B. 
Regelungen bezüglich der Ziele und Aufga-
ben, der Anforderungen an den Maßnah-
menträger, des Verfahrens zur Festlegung 
der Gebiete einschließlich der Festlegung 
von Quoren für die Zustimmung der Betei-
ligten, der Dauer der Gebietsfestlegung, der 
Umsetzung, der Kontrolle der Aufgabener-
füllung (…)“ (Deutscher Bundestag, 2006).

Schon vor der BauGB-Novelle gab es für die 
Ermöglichung von privaten Initiativen nach 
dem BID-Modell gesetzliche Regelungen in 
vier Bundesländern: Hamburg (Gesetz zur 

ne große inhaltliche und finanzielle Verant-
wortung für die weitere Gebietsentwick-
lung. Bauverein-Vorstandsmitglied Detlef 
Aue begründet das Engagement seiner 
Genossenschaft: „Die Stadt zieht sich we-
gen der desolaten Finanzlage immer mehr 
von ihren hoheitlichen Aufgaben zurück, so 
werden die Wohnungsunternehmen ein-
springen und diese Aufgaben übernehmen 
müssen“ (Warda, 2006:47). Hinzu kommen 
die Interessen des Unternehmens an Kun-
denbindung und der Schaffung bzw. Siche-
rung attraktiver Standorte für die eigenen 
Bestände. Dieses Modell ist besonders ge-
eignet für engagierte Eigentümer großer, 
zusammenhängender Bestände, die öf-
fentliche Wohnraumförderung in Anspruch 
nehmen. Private Einzeleigentümer werden 
hierüber jedoch kaum erreicht.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, 
dass es bereits eine Vielzahl von ausdif-
ferenzierten Instrumenten, Programmen 
und Strategien zur Einbindung privater Ei-
gentümer in die Stadtteilentwicklung gibt. 
Diese sind jedoch entweder hoheitlich „top 
down“ gesteuert und finanziert, in der Re-
gel reaktiv und nur zeitlich befristet oder sie 
beziehen sich nur auf engagierte und lokal 
verankerte Eigentümer großer Bestände, 
i.d.R. kommunale Wohnungsunternehmen 
und Genossenschaften. Mit diesen hier skiz-
zierten Ansätzen gelingt es bislang nicht, 
längerfristige verbindliche Kooperationen 
von Eigentümern für ein strategisches bür-
gerschaftlich getragenes Quartiersmanage-
ment zu schaffen und dabei auch inaktive 
Akteure – zumindest in die Finanzierung ‑ 
einzubeziehen. Hierfür bedarf es weiterge-
hender Ansätze, die mit den Urban Impro-
vement Districts verfolgt werden.

Private Initiativen zur Stadtentwicklung 
– Erste BID-Gesetze in Deutschland

Mit der jüngsten Novellierung des BauGB, 
die zum 1. Januar 2007 in Kraft getreten 
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gesteuerten und kontrollierten Stadtent-
wicklung diskutieren und auch angesichts 
einer (zumindest bislang) umfangreicheren 
öffentlichen Daseinsvorsorge grundlegend 
andere Rahmenbedingungen vorfinden 
als in Nordamerika. So ist die zentrale Ziel-
setzung „clean and safe“ der meisten BID in 
den USA häufig nur durch private Initiative 
zu erfüllen und steht daher im Mittelpunkt 
der meisten Aktivitäten.

Dennoch wird das BID-Modell in Teilen der 
deutschen Fachdiskussion sowie von den 
Handelskammern und manchen politischen 
Parteien als vielversprechender Ansatz ge-
sehen und eine Übertragung auch auf an-
dere Gebietstypen wie selbstverständlich 
gefordert. So formuliert z. B. der stadtent-
wicklungspolitische Sprecher der FDP-Bun-
destagsfraktion Patrick Döring: „Zur Bürger-
beteiligung gehört aber auch die Einbezie-
hung vor allem auch jener Unternehmen, die 
Stadt machen und ausmachen: kleine und 
mittelständische Einzelhändler sowie die 
Haus- und Wohnungseigentümer. (…) Dabei 
könnte durch eine verbesserte Koordination 
und Zusammenarbeit mit dieser großen Zahl 
an privaten Akteuren eine immense Stadt-
rendite – also zusätzliche gesellschaftliche 
Gewinne neben der rein wirtschaftlichen 
Rendite der jeweiligen Unternehmen – ge-
hoben werden“ (Döring, 2007:129).

Unabhängig von der politischen Bewertung 
des Ansatzes ist für eine Weiterentwicklung 
des BID-Modells und dessen Anwendung auf 
andere Gebietstypen als Geschäftsstandorte 
nicht nur eine inhaltliche Anpassung not-
wendig (Kreutz/Krüger/Wickel, 2007a:11ff.), 
sondern in jedem Fall eine neue gesetzliche 
Grundlage auf Landesebene erforderlich. 
Und wieder ist es Hamburg, das als erstes 
Bundesland eine Vorreiterrolle einnimmt 
und auf Grundlage des BauGB ein Landes-
gesetz zur Einführung von Housing Impro-
vement Districts (HID) verabschiedet hat. 
Ein entsprechender Entwurf des Hamburger 
Senats für ein Gesetz zur Stärkung von Wohn-

Stärkung der Einzelhandels- und Dienstleis
tungszentren GSED vom 28.12.2004), Hessen 
(Gesetz zur Stärkung von innerstädtischen 
Geschäftsquartieren INGE vom 31.12.2005), 
Bremen (Gesetz zur Stärkung von Einzel-
handels- und Dienstleistungszentren vom 
13.7.2006) und Schleswig-Holstein (Gesetz 
über die Einrichtung von Partnerschaften zur 
Attraktivierung von City-, Dienstleistungs- und 
Tourismusbereichen PACT vom 27.7.2006) 
haben entsprechende Landesgesetze ver-
abschiedet. Im Saarland ist am 7. Dezember 
2007 das  Gesetz zur Schaffung von Bündnis-
sen für Investition und Dienstleistung in Kraft 
getreten. Und auch das nordrhein-west-
fälische Kabinett hat am 20.6.2007 einen 
Entwurf für ein Gesetz über Immobilien- und 
Standortgemeinschaften ISGG verabschie-
det. Die Gesetze in Bremen und Hessen 
wurden mit einer befristeten Laufzeit verab-
schiedet, und auch das Saarland sieht eine 
solche Befristung im Gesetzentwurf vor.

Auf Grundlage der bereits in Kraft getre-
tenen Landesgesetze gibt es bislang jedoch 
nur sehr wenige Projekte in der praktischen 
Umsetzung und entsprechend kaum Erfah-
rungen hinsichtlich der Wirkung und Erfolge 
dieser privaten Initiativen. Derzeit können 
lediglich erste quantitative Aussagen zur 
Zahl der entstandenen BID-Initiativen und 
Projekte sowie zum finanziellen Volumen 
der BID in der Umsetzung gemacht wer-
den. Vor diesem Hintergrund kann dieses 
Instrument zur Stärkung von Geschäfts-
bereichen in Deutschland zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht ausführlich qualita-
tiv bewertet werden (vgl. Binger/Büttner/
Schmidt, 2007). Und auch die internatio-
nalen Erfahrungen mit BID-Modellen sind 
ebenso unterschiedlich wie die konkreten 
Umsetzungen in der Praxis. Entsprechend 
kontrovers werden die BID-Modelle z. B. in 
der US-amerikanischen und der britischen 
Fachöffentlichkeit diskutiert. Zudem muss 
berücksichtigt werden, dass wir in Deutsch-
land über diese private Initiativen im Rah-
men einer bislang ausschließlich hoheitlich 
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besondere bei der Anwendung des Modells 
in Wohngebieten von Bedeutung, da hier 
auch Eingriffe in die besonders schützens-
werten lebensweltlichen Zusammenhänge 
der Bewohner erfolgen können.

Im Folgenden werden die wesentlichen 
strukturellen und konzeptionellen Merk-
male des Modells am Beispiel der in Ham-
burg gesetzgeberisch beschlossenen Form 
(FHH, 2007) der Housing Improvement 
Districts (HID) im Überblick dargestellt. Da-
bei werden auch erste Anregungen für die 
konkrete Prozessgestaltung gemacht. Eine 
kritische Bewertung der Chancen und Ri-
siken des HID-Modells wird zum Abschluss 
dieses Beitrages vorgenommen.

Mögliche Gebietstypen

Einleitend sei darauf hingewiesen, dass sich 
eine HID-Initiative in einem benachteiligten 
Gebiet mit baulich-räumlichen und funktio-
nalen Mängeln genauso bilden kann wie in 
einem gut funktionierenden und stabilen 
Wohngebiet, das niemals eine öffentliche 
Förderung erhalten würde. Eine Anwendung 
ist also theoretisch in allen Gebietstypen 
vom Villen- oder Einfamilienhausgebiet 
über gründerzeitliche Mischquartiere bis 
zur Großsiedlung möglich. Hieraus wird 
deutlich, dass sowohl selbstnutzende Ei-
gentümer als auch Wohnungsvermieteter 
die entscheidenden Akteure in den vom 
Hamburger Gesetzgeber so genannten In-
novationsquartieren sein können.

Mögliche Auslöser für private Initiativen

Die Handlungserfordernisse, die zu einer 
Eigentümer-Initiative für die Einrichtung 
eines HID führen, können unterschiedlich 
sein. Strukturelle Probleme (z. B. Vermiet-
barkeit, Leerstände, Fluktuation) oder aktu-
elle Veränderungen im Gebiet (z. B. Eigen-
tümerwechsel, Investitions- oder Rückbau-
vorhaben) können genauso Auslöser sein 
wie ein verfügbares öffentliches Förder-

quartieren durch private Initiativen wurde im 
September 2007 vorgelegt (FHH, 2007). 

Das Modell der  
Urban Improvement Districts

Das Modell der hier beschriebenen Urban 
Improvement Districts orientiert sich in sei-
nen wesentlichen Merkmalen am nordame-
rikanischen Ansatz der Business Improve-
ment Districts. Dieses BID-Modell ist in den 
genannten Bundesländern für die Stärkung 
von Einzelhandels- und Geschäftszentren mit 
spezifischen Variationen übernommen wor-
den. Mit der Übertragung des BID-Ansatzes 
auch auf andere Gebiete macht das Bundes-
land Hamburg nun den Anfang. Eine solche 
Übertragung des BID-Modells ist in Europa 
bislang ohne Beispiel. Und auch in den USA 
finden sich nur einzelne Bundesstaaten, in 
denen ähnliche Instrumente gesetzlich ver-
ankert sind, z. B. Housing Improvement Are-
as in Minnesota, Multifamily Improvement 
Districts in Kalifornien oder Neighbourhood 
Improvement Districts in Pennsylvania (vgl. 
Kreutz/Krüger/Wickel, 2007b).

Konstitutives Merkmal aller Improvement 
Districts ist, dass der Staat hoheitliche Instru-
mente (Gesetzesgrundlage, Verordnungen, 
Abgabenerhebung) einsetzt, um Formen ei-
ner gemeinschaftlichen „Selbsthilfe“ von Ei-
gentümern zu ermöglichen, deren gebiets-
bezogene Kooperation zu unterstützen und 
eine gemeinsame Finanzierung von Maß-
nahmen durch alle Begünstigten zu ermög-
lichen, bzw. diese auch gegenüber einer ggf. 
deutlichen Minderheit zu erzwingen. Dabei 
ist von Bedeutung, dass durch die geplanten 
Maßnahmen die Rechte und Interessen Ein-
zelner nicht übermäßig beeinträchtigt wer-
den, keine Eingriffe in Privateigentum mög-
lich sind, und die Maßnahmen insbesondere 
öffentlichen Belangen nicht entgegenste-
hen und sich in die kommunalen stadtent-
wicklungspolitischen Zielsetzungen ein-
fügen. Die letztgenannten Aspekte sind ins-



Belegdatei							        Nicht zur Veröffentlichung

263

Belegdatei							        Nicht zur Veröffentlichung

kommunale Wohnungsunternehmen oder 
lokale Genossenschaften.

Von der Überzeugungskraft der Initiatoren 
hängt der Erfolg des weiteren Verfahrens ge-
nauso ab wie von ihrem Durchhaltevermö-
gen. Denn nach den bisherigen BID-Erfah-
rungen in Hamburg und in anderen Ländern 
kann die Initiativphase 18 Monate und län-
ger dauern, bis ein Maßnahmen- und Finan-
zierungskonzept zur Abstimmung gebracht 
werden kann. In diesem Zeitraum ist ein pro-
fessionelles Prozessmanagement zumindest 
hilfreich, wenn nicht sogar erforderlich, um 
das Verfahren zu moderieren, die verschie-
denen beteiligten Akteure zu koordinieren 
und einen Interessenausgleich herzustel-
len. Eine enge Abstimmung mit den für das 
Verfahren verantwortlichen kommunalen 
Dienststellen sollte ebenfalls frühzeitig er-
folgen, um die Erfolgsaussichten hinsicht-
lich einer Genehmigung zu prüfen und die 
Erwartungen der Kommune zu berücksich-
tigen. Auch die Einbeziehung weiterer Ge-
bietsakteure (Mieter, Netzwerke, Initiativen) 
sollte möglichst frühzeitig erfolgen, um die 
geplanten Maßnahmen abzustimmen und 
möglichst breite Unterstützung für das Vor-
haben zu gewinnen. Dabei ist der Umfang 
der Beteiligung abhängig von der Art und 
Komplexität der geplanten Maßnahmen. 
Bei einer räumlich begrenzten temporä-
ren Baumaßnahme sind geringere Anfor-
derungen an die Beteiligung zu stellen als 
bei Aufgaben im Sinne eines strategischen 
Quartiersmanagements mit größeren Aus-
wirkungen auf das Innovationsquartier.

Aufgabenträger

Von zentraler Bedeutung für die Durchfüh-
rung eines HID ist der so genannte Aufga-
benträger, der finanziert durch die Abgaben 
der Eigentümer die gewünschten Maßnah-
men vor Ort durchführt. Im Hamburger HID-
Modell ist der Aufgabenträger Partner der 
Stadt auf Grundlage eines öffentlich-recht-
lichen Vertrages, und nicht die Eigentümer! 

programm als Kooperationsanreiz für die 
Eigentümer (z. B. Sanierung, Stadtumbau, 
Soziale Stadt oder eine gezielte finanzielle 
Kooperationsförderung) oder eine Aufwer-
tungsabsicht einzelner Eigentümer. Hieraus 
wird deutlich, dass Improvement Districts 
sowohl reaktiv auf konkrete Problemlagen 
reagieren können als auch präventiv aktiv 
werden können. In der Praxis wird die An-
wendung vor allem vom Engagement und 
der Leistungsfähigkeit der Eigentümer vor 
Ort abhängen und sich je nach Gebietstyp 
unterscheiden.

Initiatoren und Vorbereitungsphase

Damit ein HID überhaupt zustande kommt, 
braucht es Initiatoren oder Impulsgeber, die 
in die erforderliche Vorbereitung investie-
ren (vgl. Abbildung 2). Ohne Initiative und 
Engagement von zumindest einigen Eigen-
tümern kommt ein solcher Prozess über-
haupt nicht in Gang, auch wenn von der 
öffentlichen Hand Impulse für eine Initiative 
gegeben werden können. Von großem Vor-
teil sind bereits vorhandene Kooperations-
strukturen zwischen den Eigentümern im 
Gebiet. Denn je höher der bereits erreichte 
Organisationsgrad, desto günstiger die 
Voraussetzungen für die erfolgreiche Ent-
wicklung einer HID-Struktur. Die frühzeitige 
Einbeziehung bzw. Überzeugung möglichst 
vieler Eigentümer ist von besonderer Be-
deutung, auch wenn durch das gesetzlich 
geregelte „Zwangsinstrument“ bis zu 30 % 
ablehnende oder auch nur desinteressierte 
Eigentümer in die Finanzierung einbezo-
gen werden können. Die Herausforderung 
wird umso größer, wenn im Gebiet viele 
private Einzeleigentümer ansässig sind. 
Diese Entwicklung wird durch den Verkauf 
von Wohnungsunternehmen und die da-
durch zu erwartende anschließende „Priva-
tisierungswelle“ von einzelnen Wohnungen 
noch verstärkt. Auch Eigentümer ohne 
lokale Verankerung, z. B. fondsfinanzierte 
Wohnungsunternehmen, werden in HID-
Prozesse schwerer einzubeziehen sein als 
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nalen Dienststelle ein ausgearbeitetes Maß-
nahmen- und Finanzierungskonzept vorle-
gen, das detailliert die von ihnen geplanten 
Aktivitäten beschreibt und einen Aufgaben-
träger für die Durchführung der Maßnah-
men benennt. Bei der Antragstellung muss 
zudem ein positives Votum von einem be-
stimmten Prozentsatz der betroffenen Ei-
gentümer für das Vorhaben nachgewiesen 
werden. In Hamburg sind dies für die BID 
mindestens 15 Prozent und für die HID laut 
Gesetz mindestens ein Drittel aller im Ver-
besserungsgebiet ansässigen Grundeigen-
tümer und aller betroffenen Flächen.

Die Kommune prüft den Antrag hinsicht-
lich seiner Vereinbarkeit mit den städte-
baulichen Zielen der Stadt, der möglichen 
Beeinträchtigung öffentlicher Belange oder 
der Belange und Rechte Dritter sowie der 
Eignung des Aufgabenträgers. Anschlie-
ßend werden die Antragsunterlagen öf-
fentlich ausgelegt. Widersprechen im Aus-
legungszeitraum weniger als ein Drittel der 
betroffenen Eigentümer aus dem Verbesse-
rungsgebiet, legt die Kommune den Impro-
vement District per Rechtsverordnung fest. 
In dieser Verordnung werden u. a. die Ge-
bietsabgrenzung, die Berechnung der Ab-
gabenhöhe, die Laufzeit sowie der Aufga-
benträger festgelegt. Weitere Details für die 
Umsetzung werden im Hamburger Modell 
in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag mit 
dem Aufgabenträger vereinbart. In NRW 
ist im Gesetzentwurf vorgesehen, dass die 
Eigentümer sich eine Rechtspersönlichkeit 
geben müssen (z. B. Verein, Genossenschaft 
oder GmbH), um selber als Vertragspartner 
der Kommune handlungsfähig zu sein.

Die zuständige Erhebungsbehörde zieht 
bei den Grundstückseigentümern im Ver-
besserungsgebiet die festgelegte Abgabe 
ein und leitet diese, evtl. nach Abzug einer 
Verwaltungsgebühr, an die für die Durch-
führung verantwortliche Stelle weiter, in 
Hamburg also an den Aufgabenträger.

Der Aufgabenträger ist somit der aktive Ak-
teur für das operative Geschäft des HID, der 
quasi im Auftrag der Eigentümer handelt. 
Bezüglich der Begleitung und Kontrolle sei-
ner Arbeit macht das Hamburgische Gesetz 
nur grundlegende Aussagen, alles Weitere 
bleibt den Eigentümern selbst überlassen, 
z.B. die Bildung einer beratenden und kon-
trollierenden Lenkungsgruppe oder der Ab-
schluss eines zusätzlichen privat-rechtlichen 
Vertrages zwischen Eigentümern und Trä-
ger. Der Aufgabenträger kann auch für das 
Verfahrens- und Prozessmanagement in der 
Initiativphase verantwortlich sein. Hier stellt 
sich jedoch die Frage nach der Finanzierung 
vor der förmlichen Einrichtung des HID.

Abgrenzung des Innovationsquartiers

Ein HID kann in jedem Quartier mit aus-
schließlicher oder vorrangiger Wohnnut-
zung eingerichtet werden. Die Zielgebiete 
werden im Hamburger Gesetz als Innovati-
onsquartier bezeichnet. Das Instrument ist 
zudem maßstabsunabhängig, d. h. es kann 
ein kleiner Bereich mit nur wenigen Grund-
stücken genauso als HID festgelegt werden 
wie ein gesamtes Quartier. Von entschei-
dender Bedeutung bei der Abgrenzung des 
Verbesserungsgebietes ist, dass alle durch 
die geplanten Maßnahmen Begünstigen 
einbezogen werden. Daher sollten als Hand-
lungsräume der angestrebten Entwicklung 
die Bereiche gemeinsamer Probleme und 
Aufgaben als Grundlage für die Abgrenzung 
herangezogen werden. Die sicher nicht im-
mer einfach zu klärende Kernfrage bei der 
Gebietsfestlegung lautet also: Wo soll was 
geschehen und wer hat etwas davon? Hier-
bei ist zudem zu beachten, dass der Auf-
wand für die Einrichtung eines HID sowie 
die Durchführung der Maßnahmen mit der 
Zahl der betroffenen Eigentümer steigt.

Förmliches Verfahren zur Einrichtung

Die Initiatoren eines Improvement Districts 
müssen bei der verantwortlichen kommu-
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Abb. 2	 Schematischer Aufbau einer HID-Entstehungs- und Entscheidungsphase (Quelle: eigene Darstellung)



266

Belegdatei							        Nicht zur VeröffentlichungBelegdatei							        Nicht zur Veröffentlichung

eines Districts durchlaufen wird. Die Erfah-
rungen in den USA zeigen, dass sich dort 
die BID häufig als dauerhafte Einrichtungen 
etablieren und über lange Zeiträume auf-
recht erhalten werden.

Aufgaben und Rolle der öffentlichen Hand

Die Rolle des Staates (Land oder Kommune) 
beschränkt sich formal auf die Gesetzge-
bung, die Antragsprüfung, Genehmigung 
und Festlegung sowie die Abgabenerhe-
bung eines Improvement Districts. Doch 
gibt es gute Gründe für eine aktivere Mit-
wirkung der öffentlichen Hand im gesam-
ten Prozess. „Der Staat unterstützt die
se private Initiative, weil sie eben nicht 
nur den wirtschaftlichen Interessen der 
Grundstückseigentümer und Gewerbetrei-
benden, sondern auch dem Gemeinwohl 
dient“ (Kersten, 2007:127). Aus dem Modell 
ergeben sich zudem neue Herausforde-
rungen für die Akteure aus der öffentlichen 
Verwaltung. Urban Improvement Districts 
bieten die Möglichkeit, dass sich die pri-
vaten Eigentümer besser organisieren und 
koordinieren. Hierdurch steigen auch die 
Anforderungen an die Verwaltung. Dort 
muss es klare Entscheidungsstrukturen und 
verantwortliche Akteure geben, um die ge-
bietsbezogenen Aktivitäten der Privaten 
zu begleiten. Auch die althergebrachten 
Modelle der öffentlichen Leistungserbrin-
gung können durch private Initiativen unter 
Veränderungsdruck geraten. So wird mög-
licherweise eine flexible Neuorganisation 
städtischer Dienstleistungen, z. B. der Stra-
ßenreinigung, im Zusammenhang mit neu-
en Formen privater Stadtentwicklungsakti-
vitäten erforderlich sein.

Die öffentliche Hand ist zudem dafür verant-
wortlich, die angemessene Beteiligung im 
Rahmen des Verfahrens zu prüfen und die Si-
cherstellung öffentlicher Belange sowie die 
Berücksichtigung gesamtstädtischer Ziele 
zu garantieren. Durch die Wahrnehmung der 
städtebaulichen Abstimmungspflicht der 

Anwendungsbereiche und Maßnahmenspektrum

Die möglichen thematischen Anwendungs-
bereiche für ein HID sind vielfältig (vgl. Ab-
bildung 3). Grundsätzlich geht es bei allen 
Urban Improvement Districts darum, Maß-
nahmen zur Stärkung und Entwicklung 
eines Gebietes zusätzlich zu öffentlichen 
Maßnahmen („on top“) durchzuführen. Das 
„Improvement“ kann verstanden werden 
als eine gebietsbezogene Qualitätsverbes-
serung in funktionaler, baulicher oder ge-
stalterischer Hinsicht. Damit kann ein HID 
vorbeugende Aufgaben der Prävention ge-
nauso übernehmen wie der Nachsorge, in-
vestive Maßnahmen genauso wie Manage-
ment-Aufgaben, Aufwertungsaktivitäten 
genauso wie Werterhaltungsmaßnahmen. 
Das mögliche Maßnahmenspektrum ist 
sehr breit gefächert und reicht von einer 
einzelnen temporären Baumaßnahme bis 
zu einer mittel- oder langfristigen Manage-
mentaufgabe, z. B. Reinigung und Pflege aus 
einer Hand oder Marketing für ein Quartier. 
Zudem ist eine Differenzierung nach den 
Zielgruppen der geplanten Maßnahmen 
möglich. Hier lassen sich eher eigentümer-
relevante Maßnahmen (z. B. Wohnstand-
ort- oder Stadtteilmarketing, gemeinsame 
Vermietungs- oder Beschaffungsstrategien) 
und eher mieterrelevante Maßnahmen (z. B. 
gemeinsame Serviceangebote, Schaffung 
oder Umgestaltung von Gemeinschaftsein-
richtungen, Umgestaltung von Flächen) un-
terscheiden. Bei den mieterrelevanten Maß-
nahmen kann zudem zwischen Maßnah-
men für Bestandsmieter und Maßnahmen 
zur Gewinnung neuer Mieter für das Gebiet 
unterschieden werden.

Laufzeit

Die Laufzeit eines Improvement Districts 
ist zeitlich begrenzt ‑ nach den derzeitigen 
Modellen auf maximal fünf Jahre. Eine Ver-
längerung über diesen Zeitraum hinaus ist 
möglich, wenn das gleiche Procedere wie 
bei der Antragsstellung auf Einrichtung 
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Aussage des Gesetzgebers nicht dazu die-
nen, originär hoheitliche Aufgaben zu pri-
vatisieren. In diesem Zusammenhang wird 
immer von Maßnahmen gesprochen, die „on 
top“ zu den öffentlichen Maßnahmen, d. h. 
komplementär zur vorhandenen Leistungs-
erbringung erfolgen. Hierbei stellt sich aller-
dings die Frage nach dem Maßstab, welche 
öffentlichen Leistungen Standard sind und 
welche privaten Maßnahmen dann zusätz-
lich hierzu bzw. hierüber hinausgehend sind. 
Der Standard der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge ist jedoch selten klar definiert und unter-
liegt zudem derzeit einer starken Verände-
rung durch öffentliche Leistungskürzungen. 
Daher besteht die Gefahr, dass angesichts 
möglicher privat finanzierter Leistungser-
bringung der Standard der öffentlich er-
brachten Leistungen noch weiter reduziert 
wird. Aus diesem Grund wurden in Norda-
merika vor der Einrichtung von BID teilwei-
se Bestandsaufnahmen von Leistungen der 
öffentlichen Hand durchgeführt, um deren 
Standard zu dokumentieren. Denkbar ist 
auch, den Standard der öffentlichen Leis
tungserbringung im öffentlich-rechtlichen 
Vertrag zwischen der Gemeinde und dem 
Aufgabenträger bzw. den Eigentümern zu 

Kommune bei der erforderlichen Genehmi-
gung von Maßnahmenkonzepten eines HID 
muss u. a. eine „introvertierte und sozial se-
lektive Entwicklung“ (Kersten, 2007:125) der 
Verbesserungsgebiete verhindert und einer 
Verschiebung von Problemen aus einem Ur-
ban Improvement District in einen anderen 
Stadtteil vorgebeugt werden.

Schnittstellen zur Daseinsvorsorge  
und zur Städtebauförderung

Grundsätzlich handelt es sich bei dem neu-
en Instrument der Improvement Districts 
um eine Ergänzung und nicht um einen Er-
satz für die ausdifferenzierten Instrumente 
und Strategien der Quartiers- und Stadtent
wicklung sowie die sonstigen Aktivitäten 
der öffentlichen Hand im Rahmen der Da-
seinsvorsorge. Bestimmte Gebiete und 
Handlungsfelder werden auch zukünftig 
eine übergeordnete Steuerung sowie ho-
heitliche Instrumente und öffentliche För-
derung benötigen. 

Die Maßnahmen, die im Rahmen eines BID 
oder HID umgesetzt werden, sollen nach 

Abb. 3	 Spektrum möglicher HID-Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung in funktionaler, baulicher und ge-
stalterischer Hinsicht (Quelle: eigene Darstellung)
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tarium bei der Planung und Umsetzung so-
wie Vermeidung der Konterkarierung von 
Planungszielen öffentlicher und privater 
Akteure. Gleichzeitig erscheint die parallele 
Anwendung hoheitlicher Städtebauför-
derung und privater Initiative jedoch als 
eher unwahrscheinlich, da in Sanierungs-
gebieten die Eigentümerstrukturen in der 
Regel so sind, dass Eigeninitiative und ein 
entsprechendes finanzielles Engagement 
nicht zu erwarten sind. Eben aus solchen 
Gründen ist ein Gebiet sanierungsbedürf-
tig und benötigt öffentliche Intervention. 
Ebenso wäre eine doppelte finanzielle Be-
lastung der Grundeigentümer bei einer pa
rallelen Durchführung von Sanierung und 
BID oder HID problematisch, zumal sich die 
möglichen wertsteigernden Effekte beider 
Instrumente nur schwer voneinander unter-
scheiden lassen werden.

Sinnvoller erscheint vielmehr die Einrich-
tung eines Urban Improvement Districts im 
Anschluss an eine öffentliche Programmför-
derung. Hierdurch könnte beispielsweise 
die Initiativphase für ein solches Verbesse-
rungsgebiet noch im Rahmen der öffent-
lichen Förderung unterstützt werden. Eben-
so könnte das erforderliche Management 
der im Rahmen des öffentlichen Programms 
geschaffenen Resultate von einem eigentü-
merfinanzierten Aufgabenträger übernom-
men werden, z. B. die Reinigung und Pflege 
von Flächen, der Unterhalt und Betrieb von 
Serviceangeboten oder die Durchführung 
von Marketing- und Imageaktionen. Hier-
durch könnte die Nachhaltigkeit der Resul-
tate verbessert sowie eine Verstetigung von 
Maßnahmen und Strukturen erreicht wer-
den und somit auf entsprechende Defizite 
der Städtebauförderung reagiert werden.

Chancen und Risiken  
der Improvement Districts

Abschließend werden im Folgenden einige 
Chancen und Risiken diskutiert, die sich aus 

vereinbaren. Ebenso ist in diesem Zusam-
menhang zu diskutieren, wann private Maß-
nahmen möglicherweise auch „over the top“ 
sind und durch eine sozial selektive Wirkung 
dazu führen können, die Polarisierung von 
Stadtteilen noch weiter zu verschärfen.

Bei den Improvement Districts handelt es 
sich in Ergänzung der bisher angewendeten 
formalisierten Verfahren und Instrumente 
(z. B. der städtebaulichen Sanierung) sowie 
der informellen Strategien von Kooperati-
onen (z. B. Interessengemeinschaften) um 
ein neues Instrument anbietender Gesetz-
gebung zur Zusammenarbeit der betrof-
fenen Akteure in einem Entwicklungsge-
biet. Hierbei geht es insbesondere um die 
verbindliche Einbindung aller Immobilien- 
und Grundstückseigentümer im Gebiet. 
Auch wenn eine inhaltliche Kooperation 
ebenso wenig erzwungen werden kann wie 
die Durchführung von Maßnahmen auf pri-
vatem Grund – Improvement Districts lassen 
keinen Eingriff in die Eigentumsrechte des 
Einzelnen zu –, so kann die im HID mögliche 
Zwangserhebung von Abgaben jedoch das 
Interesse von bislang passiven Eigentümern 
an einer gemeinsamen Quartiersentwick-
lung fördern. Möglicherweise wirkt sich 
schon die „Drohung“ mit dem Zwangsin-
strument kooperationsfördernd auf einige 
Eigentümer aus, und die Anwendung ist 
letztlich gar nicht mehr erforderlich.

Grundsätzlich denkbar ist ein Nebenei-
nander von Programmgebieten der Städ-
tebauförderung und einem Improvement 
District im selben Gebiet, z. B. einem BID 
oder HID in einem Teilbereich eines Sanie-
rungs- oder Stadtumbaugebietes. Bezüg-
lich einer sinnvollen und abgestimmten 
Kombination von BID und städtebaulicher 
Sanierung nach BauGB identifizieren etwa 
Ruther-Mehlis und Weber (2005) verschie-
dene Vorteile: Verbreiterung der Finanzie-
rungsbasis für Maßnahmen, umfassendere 
Beteiligung und Aktivierung von Akteuren, 
breiteres und sich ergänzendes Instrumen-
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lich geplanten Maßnahmen, in dem etwa 
private Eigentümer auf Druck der öffent-
lichen Hand quasi zur Bildung eines HID und 
damit zur Zahlung einer Abgabe gezwun-
gen werden. In diese Richtung gehende er-
ste Vorschläge wurden in Hamburg bereits 
in die öffentliche Diskussion gebracht, noch 
bevor überhaupt ein Gesetzentwurf vorge-
legen hat.

Die Einführung von Urban Improvement 
Districts kann als Ausdruck der Veränderung 
des Verhältnisses zwischen dem Staat und 
den privaten Akteuren, der Wirtschaft und 
auch der Bürgerschaft interpretiert werden, 
die sich in vielen Bereichen in Deutschland 
abzeichnet. Der Staat bietet den privaten 
Akteuren einen rechtlichen Rahmen, den 
vor allem sie selbst ausfüllen und gestalten 
können bzw. müssen. Der „Wohlfahrtsstaat“ 
der Nachkriegsperiode, dem immer mehr 
Aufgaben zugewiesen wurde, wandelt sich 
in einen „kooperativen Staat“, der den pri-
vaten Akteuren, ergänzend zur – teilweise 
bereits reduzierten – Grundversorgung, 
verstärkt die Initiative und die Ausgestal-
tung, aber auch die Verantwortung und die 
Finanzierung von zusätzlichen Aktivitäten 
und Maßnahmen überlässt. Die saarlän-
dische Landesregierung spricht im Zusam-
menhang dieser selbst initiierten Eigen-
organisation der Betroffenen vor Ort und 
der Selbstverantwortung der Kommunen 
von einer „[m]oderne[n] Ausprägung des 
Demokratieprinzips“ (Landtag des Saar-
landes, 2007:2). Dies bietet neue Möglich-
keiten für engagierte Akteure aus der Wirt-
schaft und der Bürgerschaft, birgt aber auch 
Gefahren. So wird die Wohnungswirtschaft 
aufmerksam verfolgen, ob und in welcher 
Form die öffentliche Hand weiterhin ihre 
Aufgaben erfüllt bzw. Mittel für die Leis
tungserbringung bereitstellt, oder ob nicht 
doch Aufgaben der Grundversorgung – z. B. 
die Gewährleistung von Sicherheit und Sau-
berkeit in den Quartieren oder Maßnahmen 
und Einrichtungen zur Verbesserung der In-
tegration von benachteiligten Gruppen in 

dem neuen Modell ergeben. Hierbei stellt 
sich u. a. die Frage, ob und wie das Modell 
auf die dargestellten sich verändernden Rah-
menbedingungen der Quartiersentwicklung 
reagiert. Die Einführung von Urban Improve-
ment Districts in Deutschland zielt zunächst 
auf die Überwindung der strukturellen De-
fizite informeller freiwilliger Eigentümerko
operationen. Neben der Zwangsverpflich-
tung von passiven „Trittbrettfahrern“ zur 
Zahlung von Beiträgen ermöglicht das In-
strument eine höhere Verbindlichkeit von 
Eigentümerinitiativen, eine mittelfristige bis 
dauerhafte Durchführung von gebietsbe-
zogenen Aktivitäten über hoheitliche Maß-
nahmen hinaus einschließlich einer Profes-
sionalisierung der Selbstorganisation von 
privaten Initiativen. Somit wird zunächst vor 
allem den Eigentümern eine rechtliche Absi-
cherung für ihr privates Engagement in der 
Gebietsentwicklung angeboten.

Grundsätzlich kann es sich bei diesem neu-
en Instrument nur um eine Ergänzung und 
nicht um eine Ersetzung von anderen Instru-
menten und Strategien der Quartiers- oder 
Stadtteilentwicklung handeln. Bezogen auf 
die möglichen HID-Maßnahmen ist von Be-
deutung, dass diese „on top“, d. h. zusätzlich 
zu den öffentlichen Maßnahmen erfolgen, 
damit einem Rückzug der öffentlichen Hand 
aus ihrer Verantwortung sowie einer Redu-
zierung öffentlicher Leistungen in den Ver-
besserungsgebieten – und auch in anderen 
Gebieten – kein Vorschub geleistet wird. Ein 
solcher Rückzug des Staates würde zudem 
die Gefahr eines weiteren Auseinanderdrif-
tens städtischer Gebiete durch eine räumlich 
und/oder sozial selektive Entwicklung in at-
traktive Verbesserungsgebiete mit privaten 
Investitionen und stagnierende oder zu-
nehmend benachteiligte Gebiete aufgrund 
mangelnder privater – und möglicherweise 
auch öffentlicher – Aktivitäten verstärken.

Ein mögliches Risiko besteht auch in einem 
Missbrauch des neuen Instruments zur De-
ckung von Finanzierungslücken von öffent-
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manchen Bundesstaaten der USA, lässt sich 
heute noch nicht absehen. Auch über die 
Frage, ob das Instrument eher in exklusiven 
Wohnlagen oder stabilen Bestandsquartie-
ren zur Anwendung kommt oder doch eher 
in benachteiligten Stadtteilen, lässt sich 
derzeit nur spekulieren. Die Anwendung 
wird grundsätzlich u. a. zunächst davon ab-
hängen, wie sehr die Eigentümer hinsicht-
lich ihrer neuen Möglichkeiten informiert 
und beraten werden und wie sehr Modell-
projekte zu Beginn auch gezielt unterstützt 
und gefördert werden. „Neue Gesetze allein 
werden keine Motivation zu privaten Initia-
tiven hervorrufen. Die Einführung der lan-
desgesetzlichen Regelungen sollte deshalb 
mit öffentlichkeitswirksamen Kampagnen, 
in Kooperation mit Verbänden und Kam-
mern, verbunden werden. (…) Auf private 
Initiative sollte nicht nur gehofft werden, 
sondern diese muss auch von kommunaler 
Seite gezielt geweckt und unterstützt wer-
den, ggf. auch monetär im Rahmen von 
Anschubfinanzierungen als aktivierender 
Anreiz“ (GdW, 2007:3). Vorstellbar wäre in 
diesem Zusammenhang die Schaffung von 
Agenturen für Urban Improvement Districts 
auf Ebene der Bundesländer. Solche Agen-
turen könnten die Information und Unter-
stützung von Initiativen und Interessenten 
übernehmen sowie organisatorische und 
ggf. auch finanzielle Unterstützung von Pro-
jekten leisten. Ein entsprechendes Angebot 
für BID bietet z. B. das Department for Small 
Business Services in New York City.

Solche Agenturen könnten auch den erfor-
derlichen Erfahrungsaustausch zwischen 
Improvement Districts auf Länderebene 
oder länderübergreifend organisieren. 
Ein entsprechendes virtuelles Informati-
onsangebot wurde im Arbeitsgebiet Pro-
jektmanagement der HCU im Rahmen 
der laufenden Forschungsarbeit zu Urban 
Improvement Districts bereits aufgebaut. 
Seit Juni 2007 ist unter der Adresse www.
urban-improvement-districts.de ein Inter-
netportal eingerichtet, das ausführliche 

die Gesellschaft – auf die privaten Akteure 
in HID-Quartieren übertragen werden.

Um zu verhindern, dass sich die Urban Im-
provement Districts im neoliberalen Sinne 
zu einem staats- und demokratiefernen 
Modell rein privater und ausschließlich öko-
nomisierter bzw. marktorientierter Quar-
tiersentwicklung entfalten, muss die öffent-
liche Hand ihre auch bei diesem Instrument 
vorhandenen Steuerungs- und Regelungs-
möglichkeiten wahrnehmen. Hierfür gibt es 
nach den bisher in Deutschland gesetzlich 
verankerten Modellen formal drei Möglich-
keiten: das erforderliche Landesgesetz, die 
kommunale Verordnung oder Satzung zur 
Einrichtung eines Improvement Districts so-
wie der öffentlich-rechtliche Vertrag der Ge-
meinde mit dem Aufgabenträger bzw. mit 
den Eigentümern selbst. Hinzu kommt die 
erforderliche kommunale Prüfung des An-
trages auf Einrichtung eines Verbesserungs-
gebietes mit den entsprechenden Versa-
gensgründen der Kommune (Beeinträchti-
gung öffentlicher Belange, Allgemeinwohl, 
städtebauliche Abstimmungspflicht). Hier-
bei ist von entscheidender Bedeutung, ob 
es sich bei den Verbesserungsgebieten um 
Gebiete mit ausschließlich selbstnutzenden 
Eigentümern handelt oder um vermieteten 
Wohnraum. Hieraus ergeben sich unter-
schiedliche Anforderungen an die Beteili-
gung der Betroffenen vor Ort, also vor allem 
der Mieter. Die Beteiligung wird sich auch 
nach Art und Komplexität der geplanten 
Maßnahmen unterscheiden, denn wenn die 
Maßnahmen stärker in die Lebenswelt Drit-
ter eingreifen, stellen sich auch höhere An-
forderungen an den Interessensausgleich 
(Kreutz/Krüger/Wickel, 2007a:16ff).

Fazit und Ausblick

Ob sich das Modell der Urban Improvement 
Districts in Deutschland überhaupt durch-
setzen wird oder gar eine ähnlich große Ver-
breitung finden wird wie das BID-Modell in 
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ment entwickeln, das die Entwicklung von 
Stadtquartieren dauerhaft und ganzheitlich 
gestaltet. Auch Elemente des in der Immo-
bilienwirtschaft bekannten Konzeptes des 
Facility Managements könnten in einer Art 
„Facility Management für Quartiere“ aufge-
griffen werden. Neben den Eigentümern, 
denen hierbei eine Schlüsselrolle zukommt, 
spielen selbstverständlich der Staat bzw. 
die Gemeinde und die von ihr gesteuerten 
Dienstleistungen eine zentrale Rolle. Nicht 
zuletzt ist die Gemeinde in aller Regel Ei-
gentümerin der Flächen des öffentlichen 
Raumes, auf dessen Zustand und Nutzungs
angebote es in Wohnquartieren entschei-
dend ankommt. 

Am Ende steht somit eine Vision: Auf der 
Basis von Urban Improvement Districts kön-
nen – getragen von den Eigentümern, in 
Kooperation mit der öffentlichen Hand und 
unter Beteiligung der Bewohner und ande-
rer Anlieger – die Pflege, Unterhaltung und 
Entwicklung von Quartieren anhand abge-
stimmter Ziele, Kriterien und Handlungs-
felder „aus einer Hand“ gestaltet werden. 
Hierdurch könnte ein „zivilgesellschaftlich 
organisiertes Nachbarschaftsmanagement“ 
(Kurth, 2006:348) in enger Kooperation von 
Kommune, Eigentümern und Bewohnern 
entstehen, z. B. als präventives Quartiers-
management in stabilen Bestandsquartie-
ren. Neben der gesetzlichen Ermöglichung 
von Improvement Districts erfordert diese 
Vision jedoch auch weitere strukturelle und 
organisatorische Innovationen für die Quar-
tiersentwicklung, z. B. die Förderung von 
Stadtteilgenossenschaften oder die Auflage 
von Stadtentwicklungsfonds.

Informationen zu Projektbeispielen, recht-
lichen Grundlagen und Erfahrungen mit 
den verschiedenen Urban Improvement 
Districts im In- und Ausland bietet. Hier 
wird das neue Modell für die Stadtentwick-
lung in Deutschland auf Grundlage des Pa-
ragraphen 171 f BauGB zusammenfassend 
unter einer Internetadresse dokumentiert 
und kommentiert.

Um die Erfahrungen aus der Umsetzung 
bewerten und die Anwendung sowie die 
Effekte kritisch beurteilen zu können, ist die 
Einrichtung einer Wirkungsanalyse zu emp-
fehlen. Aus einer solchen prozessbegleiten-
den Evaluierung könnten Empfehlungen für 
neue Initiativen abgeleitet werden und ggf. 
Fehlentwicklungen gegengesteuert wer-
den. Vor dem Hintergrund der in einigen 
Bundesländern zunächst nur befristeten 
Gesetzgebung für die BID-Modelle werden 
entsprechende Ergebnisse einer quanti-
tativen und qualitativen Wirkungsanalyse 
auch für die weiteren politischen Entschei-
dungen benötigt. Eine derartige Evaluie-
rung von Modellprojekten könnte auch 
vom Bund durchgeführt werden, z. B. im 
Rahmen des Experimentellen Wohnungs- 
und Städtebaus (ExWoSt).

Als Ausblick für die weitere Fachdebatte sei 
abschließend angemerkt, dass sich durch 
die Einführung von HID in Deutschland 
neue Perspektiven für die Quartiersent-
wicklung ergeben könnten. Ähnlich wie 
für die BID das Management von Shopping 
Centern in gewisser Weise als Vorbild galt, 
zu dem es in gewachsenen Einzelhandels-
lagen aufzuschließen gelte, könnte sich aus 
den HID ein wirksames Quartiersmanage-
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besserung von Wohngebieten, Hamburg, 1. Ok-
tober 2007
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